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Als eigenständige Spitzenorganisation der Gewerk-
schaften des öffentlichen Dienstes in der Bundes-
republik Deutschland betreibt der dbb beamtenbund
und tarifunion und mit ihm in Baden-Württemberg
der BBW eine gezielte Berufspolitik für den öffent-
lichen Dienst.

Die an den Problemen der Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes ausgerichtete Interessenvertretung
ist nicht nur für diese selbst unverzichtbar:
Sie nützt zugleich den Bürgerinnen und Bürgern
und trägt zur Lösung staatlicher und gesellschafts-
politischer Probleme aus der unverfälschten
Erfahrung und Interessenlage der im öffentlichen
Dienst arbeitenden Menschen bei.

Die alle Sparten und Funktionen des öffentlichen
Dienstes berücksichtigende Mitgliederstruktur des
Beamtenbundes und sein demokratischer Aufbau
garantieren, dass auch in Zeiten wachsender Gleich-
gültigkeit gegenüber Aufgaben, Struktur und Funk-
tion des öffentlichen Dienstes bei politischen
und gesellschaftlichen Instanzen sachverständige
und engagierte Interessenvertretung geleistet wird.
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Telefon 0711/16876-0 • Telefax 0711/16876-76
Internet: www.bbw.dbb.de • E-Mail: bbw@bbw.dbb.de

Solidarisch � kompetent � erfolgreich!

Dateiname: _0EVXJ_BBW_Eigenanzeige_U2_klein.pdf; Seite: 1; Nettoformat: (210.00 x 297.00 mm); Datum: 30. Oct 2012 18:10:03; PDF-CMYK, L. N. Schaffrath DruckMedien

Editorial

<

die Tarifverhandlungen zum 
TV-L konnten am 28. März nach 
einer vierten „Extra-Verhand-
lungsrunde“ in Potsdam abge-
schlossen werden. Es war ein 
zähes Verfahren. Erstmalig 
mussten wir während der 
Verhandlungen eine schwä-
chelnde Handlungsfähigkeit 
der Tarifgemeinschaft deut-
scher Länder zur Kenntnis neh-
men. Drei ergebnislose Ver-
handlungsrunden, geprägt von 
Lustlosigkeit, von Konzeptions-
losigkeit auf Arbeitgeberseite. 
Dann jedoch die rasche Eini-
gung am letzten März-Wochen-
ende.

Ich möchte allen sich engagie-
renden Kolleginnen und Kolle-
gen, Tarifbeschäftigten, Beam-
ten und Versorgungsempfän-
gern danken. Lokale Aktionen 
vor Ort, zwei Großkundgebun-
gen in Stuttgart und Ulm sowie 
Warnstreiks waren nur mög-
lich, da Tarifbeschäftigte und 
Beamtinnen und Beamte soli-
darisch waren und sind. Uns 
war allen bewusst, hier geht es 
um das Gemeinsame. Ich 
möchte an dieser Stelle auch 
unserer gewerkschaftlichen 
Konkurrenz Respekt zollen, 
so vor allem ver.di, dass wir 
trotz jeweils eigenständiger 
Aktionen in Baden-Württem-
berg an einem Strang gezogen 
haben. 

Ein ordentliches Ergebnis haben 
wir erzielt, 2,1 Prozent in 2015, 
2,3 Prozent in 2016. Dieses 
sollte man nicht kleinreden. 
Werfen wir doch einen Blick 
auf die Abschlüsse in der Wirt-
schaft. Selbst in der Chemiein-
dustrie kamen nur 2,8 Prozent 
bei 17 Monaten Laufzeit her-
aus. Unsere Tarifbeschäftigten 
werden das „Mehr“ in der 
Tasche spüren, da die Inflati-
onsrate derzeit (noch) dürftig 
ist.

Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen,



Editorial

Auch die anderen Segmente, um die es 
parallel ging, dürfen nicht unbeachtet 
bleiben. So wurde die Jahressonderzah-
lung im Tarifgebiet Ost in Schritten an-
gehoben. Auch konnten Eingriffe in die 
Zusatzversorgung der Tarifbeschäftig-
ten erfolgreich abgewehrt werden. Mit 
moderaten Eigenbeiträgen in den kom-
menden vier Jahren bleiben die Ansprü-
che unserer Kolleginnen und Kollegen 
bezüglich ihrer Altersversorgung erhal-
ten und gesichert.

Unbefriedigend ist die Situation bei der 
Lehrer-Entgeltordnung. Die Arbeitgeber 
waren nicht bereit, eine vom dbb vorge-
schlagene, über einen längeren Zeit-
raum laufende sukzessive Angleichung 
an die Beamtenbesoldung mitzuma-
chen. Es bestand die Gefahr des Schei-
terns der Tarifrunde. Der dbb hat dann 
das zwar magere, aber doch als Einstieg 
in ein neues Tarifgefüge zu verstehende 
Angebot der Länder angenommen, im 
Gegensatz zur GEW. Mehrmals 30 Euro 
mehr – vor dem Hintergrund eines bis-
lang verwehrten Tarifvertrages – ist 
besser als ein weiterer tarifloser Zu-
stand.

Hinzu kommt, dass mit dieser Tarif- 
runde die öffentlichen Arbeitgeber für 
„Tarifpluralität“ gesorgt haben, und dies 
vor dem Hintergrund des anstehenden 
Tarifeinheitsgesetzes! Es wird zwei Ta-
rifvertragswerke geben, das von ver.di 
mit GdP und GEW mit den Teilen „Anhe-
bung der Tarifentgelte“ und „Zusatzver-
sorgung“ und das des dbb mit den bei-
den ersten – identischen – Teilen und ei-
nem dritten Teil zur „Tarifeinigung Lehr-
kräfte“. Welche Ironie im politischen Ge-
schehen, eine Bundesregierung, die das 
Tarifeinheitsgesetz durchpeitscht, und 
daneben die öffentlichen Arbeitgeber 
der Länder, die diesem Gesetzesentwurf 
durch Taten widersprechen.

Kolleginnen und Kollegen, jetzt steht die 
Übertragung der Tarifanhebung auf die 
Beamtinnen und Beamten und Versor-
gungsempfänger der Länder an. Vor der 
Runde hatten sich Bayern und Hamburg 
bereits festgelegt, das Tarifergebnis in-
halts- und zeitgleich auf die Landesbe-

amten zu übernehmen. Dem schloss sich 
nach Bekanntwerden des Tarifergebnis-
ses Rheinland-Pfalz sofort an. Und Ba-
den-Württemberg? Voraberklärungen 
der Fraktionsvorsitzenden von Bündnis 
90/Die Grünen und SPD, das Tarifergeb-
nis zwar in gleicher Höhe zu überneh-
men, jedoch erneut um zwölf Monate 
zu verschieben. Ein Ministerpräsident, 
ein Finanzminister, die noch Beratungs-
bedarf haben. Ein Finanzministerium, 
welches Tage braucht, das Zahlenwerk 
durchzurechnen!?

Ich enthalte mich einer weiteren Kom-
mentierung. Lassen wir die Fakten spre-
chen. Sprachlosigkeit, Verweigerungs-
haltung einer Landesregierung der Be-
amtenschaft, dem Beamtenbund ge-
genüber. So vermelden es die Medien. 
Während in anderen Ländern, selbst in 
Zeiten harter politischer Auseinander-
setzungen, der Dialog mit dem Beam-
tenbund gepflegt wird: Bayern, Ham-
burg,  Rheinland-Pfalz, Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein, Thüringen, Saar-
land, … selbst in Hessen. 

Will das reiche, von den Steuerzuflüssen 
zusätzlich begünstigte Land Baden-
Württemberg in der Frage des Um-
gangs mit dem öffentlichen Dienst und 
der Beamtenbesoldung wirklich 
Schlusslicht werden?

Mit kollegialem Gruß

Ihr Volker Stich  
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Einigung im Tarifstreit – Es gibt mehr Geld für die Tarifbeschäftigten

Der Streit um Anpassung von Besoldung 
und Versorgung geht in die nächste Runde
Einigung im Tarifstreit. Die Tarifbeschäftigten 
der Länder bekommen mehr Geld, 4,61 Prozent 
verteilt auf die Jahre 2015 und 2016. Darauf 
haben sich die Gewerkschaften und die Tarifge-
meinschaft deutscher Länder (TdL) am 28. März 
2015 in Potsdam im Verlauf der vierten Ver-
handlungsrunde verständigt. Während der dbb 
beamtenbund und tarifunion dem Gesamtpaket 
zugestimmt hat, das auch die Zusatzversorgung 
und die Entgeltordnung für angestellte Lehrer 
miteinschließt, klinkten sich die DGB-Gewerk-
schaften beim Einstieg in einen Flächentarifver-
trag für Lehrer aus. 

Damit gibt es erstmals im öf-
fentlichen Dienst der Länder 
zwei unterschiedliche Tarifver-
träge, einen dbb Abschluss mit 
Entgeltordnung und einen 
ver.di Abschluss ohne. „Eine 
bemerkenswerte Entwicklung 
im Hinblick auf das Tarifein-
heitsgesetz, das die Bundesre-
gierung erst vor wenigen Wo-
chen auf den Weg gebracht 
hat“, kommentierte Volker 
Stich, dbb Vize und BBW-Chef, 
den Vorgang. 

Zur Sache selbst erklärte Stich: 
Der Beamtenbund sei pragma-
tisch – während die Lehrerge-
werkschaft GEW „die reine Leh-
re durchsetzen will“. Im Übri-
gen sei es unlogisch, die Diffe-
renz zu den Beamten beim Net-
togehalt auszugleichen. Andere 
Ansätze seien sinnvoller. So sei-
en beispielsweise die angestell-
ten Lehrer in Baden-Württem-
berg und Bayern schon relativ 
nah bei den Beamtengehältern. 
Stich bezweifelt, dass die GEW 

nun über gesonderte Länderre-
gelungen weiterkommt. Denn 
nach seiner Einschätzung wür-
de ein Land, wenn es mit der 
GEW einen Vertrag zur Entgelt-
ordnung vereinbart, aus der 
Tarifgemeinschaft deutscher 
Länder ausgeschlossen.

<	 Mit Tarifkompromiss 
zufrieden

Mit den vereinbarten Gehalts-
erhöhungen zeigte man sich 

im Gewerkschaftslager insge-
samt zufrieden. Der Zweite 
Vorsitzende und Verhand-
lungsführer des dbb beamten-
bund und tarifunion, Willi 
Russ, ging noch einen Schritt 
weiter. Er bezeichnete das Ge-
samtpaket als „tragfähigen 
Kompromiss“. Zugleich forder-
te er die Ministerpräsidenten 
der Länder auf, die mit dem Ta-
rifabschluss erzielten Gehalts-
erhöhungen zeit- und inhalts-
gleich auf die Beamtinnen und 
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<< BBW-Chef Volker Stich nimmt die Landesregierung in die Pflicht.
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Beamten zu übertragen. Mit 
dieser Forderung lag er ganz 
auf Linie von BBW-Chef Volker 
Stich, seinem Kollegen in der 
dbb Bundesleitung. Nachdem 
das Tarifergebnis steht, geht 
der Streit um die Anpassung 
von Besoldung und Versor-
gung in die nächste Runde. 
Stich verlangt jetzt mit noch 
mehr Nachdruck von der grün-
roten Landesregierung die 
Eins-zu-eins-Übernahme der 
vereinbarten Gehaltssteige-
rungen auf den Beamten- und 
Versorgungsbereich, sprich die 
2,1 Prozent für 2015 und die 
2,3 Prozent, mindestens aber 
75 Euro, für 2016 sollen zeit- 
und inhaltsgleich übertragen 
werden.

Seine Forderung untermauert 
Stich mit dem Hinweis, dass 
schließlich alle Regierungen in 
der Tarifgemeinschaft der Län-
der grünes Licht für den Tarif-
abschluss gegeben hätten, sich 
also des Kostenpakets für die 
Beamten bewusst gewesen 
seien. Zudem verweist er auf 
die Regierung in Rheinland-
Pfalz, die sich bereits auf eine 
zeit- und inhaltsgleiche Über-
tragung festgelegt habe.

„Zwingt mich nicht vor das Bun-
desverfassungsgericht in Karls-
ruhe“, warnt Stich deshalb auch 
die Regierung Kretschmann und 
spricht in diesem Zusammen-
hang von „einem besonderen 
politischen Signal kurz vor der 
Landtagswahl“ Mitte März 
2016. Für Stich steht außer Fra-
ge: Wenn Grün-Rot die Anpas-
sung von Besoldung und Versor-
gung erneut um bis zu zwölf 
Monate verschiebt, bedeute 
dies für Beamte im höheren 
Dienst eine Nullrunde. Dann 

bliebe dem BBW wahrscheinlich 
nur noch der Gang nach Karlsru-
he, es sei denn, die Landesregie-
rung lenke ein und übertrage 
die Tarifsteigerungen ohne Ver-
zögerung.

Doch Stich bezweifelt, dass die 
Landesregierung auf Kurs des 
BBW einlenken werde. Minis-
terpräsident Winfried Kretsch-
mann habe zwar zugesagt, 
dass er sich nach der Tarifeini-
gung mit dem Beamtenbund 
und dem Gewerkschaftsbund 
im Land an einen Tisch setzen 
wolle. Allzu große Aussichten 
auf eine Wende verspricht sich 
Stich von diesem Gespräch al-
lerdings nicht. Er rechnet ins-
besondere bei Bündnis 90/Die 
Grünen mit Widerstand gegen 
eine Eins-zu-eins-Übernahme. 
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Negativ-Äußerungen zur Übernahme des Tarifergebnisses

BBW kritisiert Sitzmann 
und Schmiedel
Mit Befremden hat der BBW 
zur Kenntnis genommen, dass 
die Fraktionsvorsitzenden von 
Bündnis 90/Die Grünen und 
SPD, noch bevor das Tarifer-
gebnis in der Einkommens
runde für die Beschäftigten 
der Länder vorliegt, ihre An-
kündigung erneuert haben, 
man werde auch das Tarif
ergebnis 2015/2016 wieder 
nur zeitversetzt auf den Be-
amten- und Versorgungsbe-
reich übertragen.

Wer so agiert, dürfe sich nicht 
wundern, wenn die Beamten, 

die 2011 mit ihrer Stimme 
Grün-Rot mit in die Regie-
rungsverantwortung gehoben 
hätten, sich nun reihenweise 
von dieser Regierung abwen-
deten, erklärte BBW-Chef Vol-
ker Stich am 27. März 2015 in 
Stuttgart. Ansonsten stimme 
der BBW mit CDU-Fraktions-
vorsitzendem Guido Wolf 
überein, der zu Recht darauf 
hingewiesen habe, dass die 
Beamtinnen und Beamten des 
Landes jeden Tag hervorra-
gende Arbeit leisteten und 
sich darin nicht von den Tarif-
beschäftigten im öffentlichen 

Dienst unterscheiden würden. 
Auch schließe sich der BBW 
den Worten Wolfs an, der er-
klärt hatte: Wenn bereits vor 
Abschluss eines Tarifvertrages 
erklärt werde, dass man ein 
Tarifergebnis auf gar keinen 
Fall auf die Beamtinnen und 
Beamten des Landes aus Kos-
tengründen übertragen will, 
obwohl man den Tarifab-
schluss und damit die Folge-
kosten noch gar nicht kennt, 
dann sei das ein Schlag ins Ge-
sicht der immer noch hoch 
motivierten Beamtinnen und 
Beamten im Land. �
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<< Protest in Ulm 
– die Jugend 
zeigt Flagge.

Ja
n 

Br
en

ne
r

<

D
er

 ö
ff

en
tl

ic
he

 D
ie

ns
t 

in
 B

ad
en

-W
ür

tt
em

be
rg

5

> BBW Magazin | April 2015

BBW – Beamtenbund Tarifunion



Im Übrigen geht er davon aus, 
dass die Landesregierung be-
reits einen fest umrissenen 
Plan in der Schublade habe. 

<	 Das Tarifergebnis im Detail

Das Tarifergebnis 2015/2016 
beinhaltet Gehaltssteigerun-
gen von 2,1 Prozent rückwir-
kend zum 1. März 2015 und 
2,3 Prozent, mindestens aber 
75 Euro, ab 1. März 2016. Der 
Tarifvertrag endet zum 31. De-
zember 2016. Der Verhand-
lungsführer des dbb zeigte sich 
zufrieden: „Die lineare Einkom-
menserhöhung um durch-

schnittlich 4,61 Prozent, min-
destens 75 Euro, stellt sicher, 
dass die Beschäftigten im öf-
fentlichen Dienst der Länder in 
den kommenden zwei Jahren 
einen echten Reallohngewinn 
verbuchen können und An-
schluss an die Einkommens-
entwicklung bei Bund und 
Kommunen halten. Das war 
für uns die zentrale Bench-
mark.“ Die Arbeitgeber hätten 
hier lange gemauert und sich 
erst durch den Druck der 
Warnstreiks in den letzten Ta-
gen eines Besseren belehren 
lassen. Beide Seiten hätten zu-
dem Flexibilität in zentralen 

strukturellen Fragen bewiesen. 
Russ: Die Gewerkschaften hät-
ten Einschnitte bei den Leis-
tungen verhindert, im Gegen-
zug im Interesse der Zukunfts-
sicherung der Zusatzversor-
gung eine Erhöhung des Ar-
beitnehmerbeitrags akzep-
tiert. Beim Thema Lehrerein-
gruppierung haben die Arbeit-
geber zur Kenntnis genom-
men, dass die Zeiten einseiti-
ger Arbeitnehmerrichtlinien 
vorbei sind. Nach sechs Jahren 
teilweise zäher Verhandlungen 
habe man jetzt erstmals einen 
umfassenden Tarifvertrag und 
den konkret verabredeten Ein-

stieg hin zur Paralleltabelle. 
Damit würden endlich auch 
die 200 000 Lehrerinnen und 
Lehrer unter den Flächentarif-
vertrag fallen. Als der Tarif-
kompromiss am späten Abend 
des 28. März in trockenen Tü-
chern war, zeigte sich Willi 
Russ erleichtert: „Ohne die tol-
le Unterstützung in der ver-
gangenen Woche, als erneut 
bundesweit mehr als 100 000 
Beschäftigte die Aktionen der 
Gewerkschaften unterstützt 
haben, wären die Verhandlun-
gen heute hier in Potsdam mit 
hoher Wahrscheinlichkeit 
gescheitert.“�

Protest in Stuttgart und Ulm

Tarifbeschäftigte und Beamte 
demonstrieren Solidarität
Auch im Land zeigten Tarifbeschäftigte und Beamte bei Protestveranstaltungen in Stuttgart und Ulm 
gemeinsam Flagge.

<< Auftakt-Kundgebung beim Hauptbahnhof, am Mikrofon Kai Rosenberger 
(DSTG), stellvertretender BBW-Vorsitzender.

<< Willi Russ, der Verhandlungsführer des dbb, informiert sich beim dbb 
Team über den Ablauf der Veranstaltung.
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Rund 2 500 Beschäftigte aus 
allen Bereichen des öffentli-
chen Dienstes hatten am 11. 
März bei einem Protestmarsch 
durch die Stuttgarter Innen-
stadt mit Tröten und Vuvuzel-
as der Tarifforderung des dbb 
beamtenbund und tarifunion 
lautstark Nachdruck verliehen.

Bei der Abschlusskundgebung 
auf dem Schlossplatz sagten 
dann BBW-Chef Volker Stich 
und der dbb Verhandlungsfüh-
rer Willi Russ, was Sache ist: 
Nach zwei ergebnislosen Ver-
handlungsrunden demon
strierten in Stuttgart Tarifbe-
schäftigte und Beamtinnen 
und Beamte Solidarität. Sie lie-
ßen die Verhandlungsführer 
der Tarifgemeinschaft deut-
scher Länder (TdL) wissen, dass 
sie bereit sind zu kämpfen. Der 
baden-württembergischen 
Landesregierung aber zeigten 
sie auf, wo deren Grenzen sind.  
Während dbb Vize Willi Russ 
an die öffentlichen Arbeitgeber 
appellierte, den Beschäftigten 
der Länder Einkommenssteige-

rungen zu zahlen, die die Lücke 
zu den Kolleginnen und Kolle-
gen bei Bund und Kommunen 
schließen, ging sein Kollege 
aus der dbb Leitung, BBW-Chef 
Volker Stich, auf Konfrontati-
onskurs. Er hielt der Politik, ins-
besondere aber den Herren 
„Kretschmann, Schmid und 
Co.“ vor, dass sie bis heute den 
Zusammenhang von der Zu-
kunftsfähigkeit des öffentli-
chen Dienstes und der leis-
tungsrechten Bezahlung der 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter nicht begriffen hätten. 
Mahnend wandte er sich an 
die verantwortlichen Landes-
politiker, ihre Verweigerungs-
haltung aufzugeben und statt-
dessen dafür zu sorgen, dass 
der öffentliche Dienst mit sei-
nen Tarifbeschäftigten und Be-
amten weiterhin attraktiv und 
leistungsfähig bleibt. 

Eindringliche Worte richtete 
Stich dann an die Adresse des 
baden-württembergischen Mi-
nisterpräsidenten. Er erinnerte 
daran, dass die Tarifforderung 

eng mit der Forderung nach 
zeit- und inhaltsgleicher An-
passung von Besoldung und 
Versorgung verknüpft sei und 
beschwor die Solidarität von 
Tarifbeschäftigten und Beam-
tinnen und Beamten: „Ge-
meinsam stehen hier Kranken-
schwestern und Straßenwär-
ter, für die mehr Einkommen 
wichtig ist, weil das Leben im-
mer teurer wird, aber auch 
Lehrerinnen und Lehrer, Lan-
des-, Kommunal-, Steuer- und 
Polizeibeamte, die eine Über-
tragung des linearen Tarif- 
ergebnisses erwarten – ohne 
Verzögerung, Herr Kretsch-
mann, ohne Verschiebung!“ 
Zugleich warnte Stich die Lan-
desregierung davor, die Über-
nahme des Tarifergebnisses er-
neut um bis zu zwölf Monate 
zu verzögern. Denn dann wäre 
die Grenze der Verfassungsmä-
ßigkeit erreicht, wenn nicht 
gar überschritten.

Den Demonstranten auf dem 
Schlossplatz aber rief Stich zu: 
„Unsere Forderungen sind 

nicht nur berechtigt, nein, sie 
sind überfällig und sie sind be-
zahlbar!“ Berechtigt sei die 
Forderung, weil der öffentliche 
Dienst ansonsten immer wei-
ter von den Einkommen in der 
Privatwirtschaft abgehängt 
werde und der Bereich der Län-
der deutlich hinter den Ein-
kommen bei Bund und Kom-
munen zurückbleibe und zu-
dem die Leistung und Arbeits-
verdichtung der Beschäftigten 
ständig zugenommen habe. 

Bezahlbar sei die Forderung, 
weil Steuermillionen in den ver-
gangenen vier Jahren im Über-
maß geflossen seien, sprich die 
Steuereinnahmen von Bund, 
Ländern und Gemeinden sich 
auf bislang einmalig hohem Ni-
veau bewegten. Vor diesem 
Hintergrund sei es eine Frage 
des Anstands, ja eine Frage der 
Moral, die Menschen, die tag-
täglich ihren Kopf, ihre Arbeits-
kraft für die Gemeinschaft, für 
das Land hinhalten, an der 
wirtschaftlichen Entwicklung 
teilhaben zu lassen.

<< Siegfried Damm, der stellvertretende Vorsitzende der Bundestarif- 
kommission, heizt die Stimmung an.
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Protestmarsch von Neu-Ulm nach Ulm

1 000 Beschäftigte gehen 
erneut auf die Straße
Knapp 1 000 Beschäftigte des öffentlichen Dienstes gingen zwei Wochen 
nach der Stuttgarter Protestveranstaltung erneut auf die Straße. Sie de-
monstrierten am 26. März mit einem grenzüberschreitenden Protest-
marsch vom Petrusplatz im bayerischen Neu-Ulm zum Münsterplatz im 
baden-württembergischen Ulm gegen die Blockadehaltung der öffent-
lichen Arbeitgeber bei den Tarifverhandlungen für die Beschäftigten im 
Landesdienst.

An der Protestveranstaltung 
beteiligten sich Tarifbeschäf-
tigte aus Bayern und Baden-
Württemberg, wo der dbb be-
amtenbund und tarifunion am 
gleichen Tag jeweils landes-
weit zum Warnstreik aufgeru-
fen hatte. Unter den Demon
strierenden waren aber auch 
viele Beamte aus dem Raum 
Neu-Ulm und Ulm, die ihre 
Mittagspause opferten, um 
durch ihre Teilnahme an der 
Protestveranstaltung der Tarif-
forderung Nachdruck zu verlei-
hen.

In der Tarifauseinandersetzung 
2015/2016  ging es um mehr 
Geld, aber auch um die Zusatz-
versorgung im öffentlichen 
Dienst, die die öffentlichen Ar-
beitgeber abschmelzen woll-
ten, und um die Entgeltord-
nung für Lehrer im Angestell-
tenverhältnis. In keinem der 

drei zu verhandelnden Punkte 
war man vor der vierten Ver-
handlungsrunde ein nennens-
wertes Stück weitergekom-
men. Entsprechend war die 
Stimmung auf dem Petrusplatz 
in Neu-Ulm und bei der Kund-
gebung auf dem Ulmer Müns-
terplatz. Siegfried Damm, 
stellvertretender Vorsitzender 
der dbb bundestarifkommissi-
on und Bundesvorsitzender 
der Fachgewerkschaft der Stra-
ßen- und Verkehrsbeschäftig-
ten (VDStra.) sagte, was Sache 
ist: Kein Wollen, kein Mut, kein 
Angebot! – damit sei die Tarif-
politik der Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder in der Ein-

<< Am Mikrofon bei der Auftakt-
Kundgebung in Neu-Ulm: 
Dorothea Faisst-Steigleder, 
BBW-Vize und Vorsitzende der 
Landestarifkommission Baden-
Württemberg

<< Am Mikrofon bei der Auftakt-
Kundgebung in Neu-Ulm: Klaus 
Eckl, Vorsitzender des Tarif- 
ausschusses des bayerischen 
Beamtenbunds und VDStra.- 
Landesvorsitzender in Bayern

<< VDStra.-Bundesvorsitzender 
Siegfried Damm redet vor dem 
Ulmer Münster Tacheles.
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kommensrunde 2015 umfas­
send beschrieben. Während 
der drei Verhandlungsrunden 
habe die TdL zu keinem Zeit­
punkt erkennen lassen, dass 
sie an einem fairen Kompro­
miss interessiert sei. Ein Ange­
bot habe sie nicht vorgelegt, 
stattdessen aber klargemacht, 
dass sie an die Zusatzversor­
gung ran wolle. „So nicht. Kür­
zungen im Leistungsbereich 
sind mit uns nicht machbar“, 
versprach Damm den Demon­
strierenden auf dem Münster­
platz.

Die Schuld an der Mauertaktik 
der TdL wollte der dbb Funktio­
när jedoch nicht ausschließlich 
dem TdL-Verhandlungstrio Bul­
lerjahn, Unland, Schneider an­
lasten. Er habe vielmehr den 
Eindruck, die Mehrzahl der 
Länderchefs habe ihre TdL mit 
dem Motto ins Rennen ge­
schickt: „Geiz ist geil!“, sagte 

Damm und forderte: „Damit 
muss Schluss sein. Wir verlan­
gen ein Ende der Blockadehal­
tung und endlich ein verhan­
delbares Angebot.“

Mit seiner Kritik an den Minis­
terpräsidenten der Länder hat­
te Damm die passende Vorlage 
für BBW-Chef Volker Stich ge­
liefert. Stich nahm den Spiel­
ball sofort auf und ging mit 
der baden-württembergischen 
Landesregierung scharf ins Ge­
richt: „Grün-Rot regiert auf 
dem Rücken des öffentlichen 
Dienstes, auf dem Rücken der 
Beamtenschaft und holt sich 
das Geld aus den Taschen der 
Beschäftigten“, rief er den Teil­
nehmern der Kundgebung zu. 
Der Regierung Kretschmann 
aber warf er vor, sie investiere 
großzügig in Bildung und Wis­
senschaft, in den Straßenbau 
und die Gebäudesanierung, in 
eine Polizeireform, die von An­

fang an umstritten gewesen 
sei, und in vieles mehr. Nur für 
den öffentlichen Dienst und 
insbesondere die Beamtinnen 
und Beamten dieses Landes 
nehme Grün-Rot kein Geld in 
die Hand. „Dann, und nur 
dann, erinnert sich diese Regie­
rung daran, dass sie sparen 
muss. Das nehmen wir nicht 
länger hin“, sagte Stich und 
erntete dafür zustimmenden 
Applaus von den Kundge­
bungsteilnehmern.

Sich an die Landesregierungen 
bundesweit wendend, mahnte 
Stich eindringlich: „Beenden 
Sie endlich den seit Jahren ein­
geschlagenen Sparkurs.“ Nur 
wenn der öffentliche Dienst 
seine Beschäftigten angemes­
sen bezahle, habe man über­
haupt eine Chance im Konkur­
renzkampf mit der Privatwirt­
schaft um Nachwuchskräfte. 
Weit deutlicher äußerte sich 
Stich dann in Richtung baden-
württembergischer Landesre­
gierung: „Wir verlangen gutes 

Geld für gute Arbeit“, erklärte 
er unumwunden. Das gelte für 
Tarifbeschäftigte und Beamte 
gleichermaßen. Und den Be­
amtinnen und Beamten sowie 
allen Pensionären, die zu der 
Protestveranstaltung gekom­
men waren, versicherte er: Der 
BBW verlange die zeit- und in­
haltsgleiche Übernahme des 
Tarifergebnisses auf den Be­
amten- und Versorgungsbe­
reich. Diesmal komme die Lan­
desregierung nicht so leicht 
aus der Pflicht, gab sich der 
BBW-Vorsitzende zuversicht­
lich. Er zeigte sich überzeugt, 
dass die Verfassungsmäßigkeit 
überschritten wäre, sollte 
Grün-Rot an dem Vorhaben 
festhalten, auch das Tarifer­
gebnis 2015/2016 wieder nur 
zeitversetzt auf den Beamten- 
und Versorgungsbereich zu 
übertragen.

Auf Protest eingestimmt hat­
ten Dorothea Faisst-Steigleder, 
BBW-Vize und Vorsitzende der 
Landestarifkommission des 
BBW, und Klaus Eckl, Vorsit­
zender des Tarifausschusses 
des Bayerischen Beamtenbun­
des und VDStra.-Landesvorsit­
zender in Bayern, bei der Auf­
taktkundgebung auf dem Pe­
trusplatz in Neu-Ulm. Entspre­
chend drohend fiel die War­
nung von Klaus Eckl an TdL-
Verhandlungsführer Bullerjahn 
aus: „Wenn der Straßenwärter 
nicht will, stehen alle Räder 
still. Wenn aber der gesamte 
öffentliche Dienst nicht will, 
dann steht ganz Deutschland 
still.“ �

<< Protest auf dem Münsterplatz << Auftakt-Kundgebung auf dem Petrusplatz in Neu-Ulm

<< Ankunft auf dem Ulmer Münster­
platz, an der Spitze (von links): Mar­
tin Schuler, DPolG Baden-Württem­
berg; Ümit Turul, DPolG Bayern; Ralf 
Kusterer, stellvertretender DPolG-
Landesvorsitzender; BBW-Vize 
Dorothea Faisst-Steigleder; BBW-
Chef Volker Stich; VDStra.-Bundes­
vorsitzender Siegfried Damm; 
VBE-Landesbezirksvorsitzender Süd­
württemberg Günter Borchert; 
Florian Köbler, Jugendleiter der Bay­
erischen Finanzgewerkschaft (BFG); 
Klaus Eckl, Vorsitzender des Tarifaus­
schusses des Bayerischen Beamten­
bundes und VDStra.-Landesvorsit­
zender in Bayern.
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Altersdiskriminierende Besoldung – BVerwG veröffentlicht Entscheidungsgründe

Aussicht auf 100 Euro pro Monat – 
sofern die Voraussetzungen erfüllt sind
Beamte haben unter bestimmten Voraussetzungen Anspruch auf Entschä-
digung, wenn ihre Besoldung entgegen europarechtlichen Vorgaben allein 
von ihrem Lebensalter abhing. Das hat das Bundesverwaltungsgericht 
(BVerwG) mit Urteilen vom 30. Oktober 2014 (Az.: 2 C 3.13 u. a.) entschie-
den. Inzwischen wurden für drei dieser Verfahren (Az.: 2 C 3.13, 2 C 6.13 
und 2 C 32.13) die Entscheidungsgründe veröffentlicht. Damit steht fest: 
Für jeden Monat gibt es 100 Euro an Entschädigung, sofern die Vorausset-
zungen erfüllt sind.
Den Urteilen liegen die Vorga-
ben der „Richtlinie 2000/78/EG 
zur Festlegung eines allgemei-
nen Rahmens für die Verwirkli-
chung der Gleichbehandlung 
in Beschäftigung und Beruf“  
und das darauf basierende Ur-
teil des Europäischen Gerichts-
hofs (EuGH) vom 19. Juni 2014 
(Az.: C-501/12 u. a.) zugrunde.

Der EuGH hatte in seinem Ur-
teil vom 19. Juni 2014 auf Vor-
lagebeschlüsse des Verwal-
tungsgerichts Berlin entschie-
den, dass die Bemessung des 
Grundgehalts nach Lebensalter 
in Berlin eine Altersdiskrimi-
nierung darstellt. Allerdings 
kam das Gericht auch zu dem 
Schluss, dass Artikel 2 und Ar-
tikel 6 Abs. 1 der Richtlinie 
2000/78 einem Überleitungs-
recht nicht entgegenstehen, 
welches allein auf der Grundla-
ge des unter dem alten Besol-
dungssystem erworbenen 
Grundgehalt ermittelt wird, 
obgleich dieses alte System 
eine Diskriminierung wegen 
des Alters beinhaltete. Als 
Konsequenz aus diesem Urteil 
des EuGH war daher zunächst 
die weitere verwaltungsge-
richtliche Rechtsprechung 
und eine letztinstanzliche Klä-
rung in Deutschland abzuwar-
ten.

Gegenstand der nunmehr ent-
schiedenen Revisionsverfahren 
des Bundesverwaltungsge-
richts, die verschiedene Fallge-

staltungen betreffen, war da-
her insbesondere die Frage, ob 
und in welcher Höhe die Be-
amten wegen der früheren dis-
kriminierenden Wirkung der 
besoldungsrechtlichen Bestim-
mungen nach nationalem 
Recht oder unionsrechtlichen 
Grundsätzen Ansprüche auf 
höhere Besoldung, Schadens-
ersatz oder Entschädigung ha-
ben. Die insgesamt 15 Revisi-
onsverfahren, von denen zwei 
vom dbb geführt wurden, be-
treffen Beamte aus den Bun-
desländern Sachsen und Sach-
sen-Anhalt sowie Klagen von 
Soldaten gegen den Bund. 

<< Konsequenzen für 
Baden-Württemberg

Das Bundesverwaltungs- 
gericht hat mit den Urteilen 
vom 30. Oktober 2014 bestä-
tigt, dass die Besoldung nach 
Lebensalter eine Altersdiskri-
minierung darstellt, Beamten 
jedoch keinen Anspruch auf 
eine Einstufung in eine höhere 
oder gar höchste Dienstalters-
stufe, sondern nur – im Falle 
der Geltendmachung bis zum 
8. November 2011 – einen An-
spruch auf Entschädigung in 
Höhe von 100 Euro haben mo-
natlich bis zum Inkrafttreten 
einer europarechtskonformen 
besoldungsrechtlichen Neure-
gelung.

Für Baden-Württemberg erge-
ben sich zum jetzigen Zeit-

punkt aus den bislang vorlie-
genden Urteilsgründen folgen-
de Konsequenzen:

>> Es besteht grundsätzlich ein 
Entschädigungsanspruch für 
Beamte nach § 15 Abs. 2 AGG, 
wenn entsprechende Anträ-
ge auf altersdiskriminie-
rungsfreie Besoldung gestellt 
wurden. Der Entschädi-
gungsanspruch nach § 15 
Abs. 2 AGG unterliegt dabei 
der dreijährigen Verjährungs-
frist.

>> In Baden-Württemberg fand 
das Besoldungsrecht a. F. (in 
der bis 31. August 2006 gel-
tenden Fassung) bis 31. De-
zember 2010 Anwendung. 
Ab 1. Januar 2011 bestimmt 
sich der Aufstieg in den Stu-
fen nach Zeiten mit dienstli-
cher Erfahrung (Erfahrungs-
zeiten). Ein Entschädigungs-
anspruch könnte in Baden-
Württemberg somit für den 
Zeitraum Mitte August 2006 
bis Ende Dezember 2010 in 
Betracht kommen.

>> Ein Anspruch nach § 15 
Abs. 2 AGG besteht jedoch 
nur dann, wenn er rechts-
wirksam geltend gemacht 
worden ist. Dies ist nach § 15 
Abs. 4 Satz 1 AGG dann der 
Fall, wenn er innerhalb von 
zwei Monaten schriftlich er-
hoben wurde. Die Frist be-
gann mit Erlass des maßge-
benden EuGH-Urteils am 
9. September 2011 um null 
Uhr und endete am 8. No-
vember 2011 um 24 Uhr.

Wurde ein entsprechender An-
trag auf Entschädigung erst 
nach diesem Zeitpunkt gestellt 
und hat das entsprechende 
Bundesland (wie dies in Baden-
Württemberg zum 1. Januar 
2011 der Fall ist) die Besol-
dungsgesetze bereits europa-
rechtskonform umgestellt, 
muss davon ausgegangen wer-
den, dass keine Entschädi-
gungsansprüche bestehen.

<< Gravierende Unterschiede 
bei der Entschädigung 
in Sachsen und Sachsen-
Anhalt

Entschädigungen in unter-
schiedlicher Höhe erwarten 
Beschäftigte in Sachsen und 
Sachsen-Anhalt. So hat das 
Bundesverwaltungsgericht in 
den bislang veröffentlichten 
Urteilen den Klägern aus dem 
Rechtskreis Sachsen (Az.: 2 
C 3.13)eine Entschädigung in 
Höhe von lediglich 50 Euro zu-
gesprochen, denen aus Sach-
sen-Anhalt hingegen in Höhe 
von 5 550 Euro (Rechtskreis 
Sachsen-Anhalt – 2 C 6.13). 

Die unterschiedliche Höhe der 
Erstattungsansprüche ist der 
Tatsache geschuldet, dass 
zwar in beiden Fällen der Be-
ginn des Anspruchs mit In-
krafttreten des AGG und damit 
mit der Schaffung der An-
spruchsgrundlage des § 15 
Abs. 2 AGG für immaterielle 
Schäden bei einer ungerecht-
fertigten Benachteiligung am 
18. August 2006 festgesetzt 
wurde, jedoch haben der Frei-
staat Sachsen und das Land 
Sachsen-Anhalt zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten ein 
neues europarechtskonformes 
Besoldungssystem erlassen.

So wurde durch den Freistaat 
Sachsen mit Art. 28 Abs. 3 des 

>
D

er
 ö

ff
en

tl
ic

he
 D

ie
ns

t 
in

 B
ad

en
-W

ür
tt

em
be

rg

10

BBW – Beamtenbund Tarifunion

> BBW Magazin | April 2015



Kampagne zur interkulturellen Öffnung des öffentlichen Dienstes

Bei der Suche nach qualifiziertem 
Nachwuchs neue Wege beschritten

Die Suche nach qualifiziertem 
Nachwuchs gestaltet sich im-
mer schwieriger, auch im öf-
fentlichen Dienst. Noch ver-
fügt Baden-Württemberg über 
eine moderne, innovative und 
erfolgreiche Verwaltung.

Damit das so bleibt, beschrei-
tet das Land mit der Image-
kampagne „Vielfalt macht bei 
uns Karriere – Willkommen im 
öffentlichen Dienst“ neue 
Wege. Initiatoren der Kampag-

ne sind das Ministerium für 
Integration, die kommunalen 
Landesverbände, der Beamten-
bund und der DGB.

„Wir wollen die besten Talente 
für den öffentlichen Dienst – 
unabhängig von ihrer Her-
kunft. So bleibt unsere Verwal-
tung zukunftsfähig“, sagte In-
tegrationsministerin Bilkay 
Öney am 19. März 2015 bei der 
Auftaktveranstaltung der 
Kampagne in Stuttgart. Vielen 

Menschen mit Migrationshin-
tergrund sei noch nicht be-
wusst, welche Perspektiven 
der öffentliche Dienst mit sei-
ner breiten Palette an Berufs-
bildern biete, angefangen bei 
der Polizei über das Lehramt 
bis hin zur klassischen Verwal-
tungstätigkeit. 

BBW-Chef Volker Stich ist froh, 
dass das Land in Sachen Nach-
wuchsgewinnung aktiv wird. 
Es sei höchste Zeit, sagt er. Der 
Fach- und Nachwuchskräfte-
mangel infolge des demografi-
schen Wandels sei nämlich 
längst in der Wirklichkeit ange-
kommen. Volker Stich: „Des-
halb müssen wir verstärkt ver-
suchen, auch Migranten für 
den öffentlichen Dienst zu in-
teressieren.“ Es gehe inzwi-
schen um die Zukunftsfähig-
keit der öffentlichen Verwal-
tung.

Gabriele Frenzer-Wolf, stellver-
tretende DGB-Vorsitzende, ist 
überzeugt, dass die Imagekam-
pagne „Vielfalt macht bei uns 
Karriere“ Jugendliche ermutigt, 
sich für einen der vielen Berufe 
im öffentlichen Dienst zu be-
werben. 

Gudrun Heute-Bluhm, Ge-
schäftsführende Vorsitzende 
des Städtetages, ist sich sicher: 
„Wenn wir mit jungen Men-
schen mit und ohne Migrati-
onshintergrund zusammen an-
dere für eine Mitarbeit im öf-
fentlichen Dienst begeistern, 
ist dies ein Gewinn für uns 
alle.“

Roger Kehle, Gemeindetags-
präsident, hält es für unerläss-
lich, dass auch das kommunale 
Personalmarketing neue und 
kreative Wege geht. Mit dieser 
Kampagne spreche man ge-
zielt junge Menschen an, die 
bisher keine Karriere in der öf-
fentlichen Verwaltung geplant 
haben. 

Für Landrat Karl Röckinger, 
Vizepräsident des Landkreista-
ges, steht außer Frage, dass 
der öffentliche Dienst vor dem 
Hintergrund der demografi-
schen Entwicklung darauf an-
gewiesen ist, qualifizierte 
Nachwuchskräfte aus allen ge-
sellschaftlichen Gruppen zu 
gewinnen. Deshalb unterstüt-
ze der Landkreistag die Kam-
pagne.  
�

Sächsischen Dienstrechtsneu-
ordnungsgesetzes vom 18. De-
zember 2013 rückwirkend zum 
1. September 2006 die Besol-
dung europarechtskonform – 
weg von einem Aufstieg nach 
Dienstalter hin zu einem nach 
Erfahrungsstufen – geändert, 
sodass nur für einen halben 
Monat ein Erstattungsan-
spruch bestand (100 Euro, für 
einen halben Monat 50 Euro). 
Demgegenüber hat das Land 
Sachsen-Anhalt die Umstel-
lung des Besoldungssystems 
mit dem Gesetz zur Neurege-
lung des Besoldungsrechts des 

Landes Sachsen-Anhalt (Besol-
dungsneuregelungsgesetz 
Sachsen-Anhalt – BesNeuRG 
LSA) zum 1. April 2011 vorge-
nommen, sodass dem Kläger 
für die Zeit ab 18. August 2006 
bis einschließlich 31. März 
2011 ein Entschädigungsan-
spruch in Höhe von 100 Euro 
monatlich zuerkannt wurde 
(55,5 Monate x 100 Euro = 
5 550 Euro).

Der dbb wird nach Überein-
kommen mit den betroffenen 
sächsischen Gewerkschaften 
gegen das Urteil BVerwG 

2 C 32.13 Verfassungsbe-
schwerde zum Bundesverfas-
sungsgericht einlegen, insbe-
sondere um die Rückwirkungs-
problematik im Freistaat Sach-
sen zu überprüfen.

In den Verfahren 2 C 36.13, 2 C 
38.13, 2 C 39.13 und 2 C 47.13 
liegen die schriftlichen Urteils-
gründe noch nicht vor. In die-
sen Verfahren hatte das Bun-
desverwaltungsgericht die Kla-
gen von Bundesbeamten (Sol-
daten) vollumfänglich abge-
wiesen. Aus den dort zu erwar-
tenden Urteilsgründen sind 

nach Einschätzung des dbb 
kaum grundsätzlich neue Er-
kenntnisse zu erwarten, jedoch 
werden sich eventuell weitere 
Einzelheiten zu den Geltend-
machungsfristen ergeben. Zu-
dem ist zu beachten, dass noch 
die Entscheidung des Verwal-
tungsgerichts Berlin (Vorabent
scheidungsersuchen des VG an 
den EuGH) in den Verfahren 
gegen das Land Berlin und ge-
gen den Bund offen ist, da in 
diesen Fällen eine Zurückwei-
sung durch den Europäischen 
Gerichtshof erfolgt ist. 
�

<< Bei der Auftaktveranstaltung (von links): BBW-Vorsitzender Volker Stich; 
Roger Kehle, Präsident des Gemeindetages; Integrationsministerin Bilkay 
Öney (SPD); Gudrun Heute-Bluhm, Geschäftsführende Vorsitzende des 
Städtetags; Karl Röckinger, Vizepräsident des Landkreistages; Gabriele 
Frenzer-Wolf, stellvertretende DGB-Vorsitzende.
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§Gesetzentwurf zur Änderung des Schulgesetzes für Baden-Württemberg

BBW warnt vor Inklusion um jeden Preis
Das Kultusministerium hat einen Gesetzentwurf zur Änderung des Schul-
gesetzes für Baden-Württemberg auf den Weg gebracht. Der BBW hat ge-
meinsam mit den in seiner Kommission Bildung und Wissenschaft organi-
sierten Lehrerverbänden zu dem Gesetzentwurf kritisch Stellung bezogen. 
Inklusion um jeden Preis, sprich ohne Ziel auf einen entsprechenden Schul-
abschluss, im Fachjargon „zieldifferenter Unterricht“, lehnt der BBW ab.

In seiner Stellungnahme war 
dem BBW der Hinweis beson-
ders wichtig, dass selbst aus 
dem Änderungsentwurf her-
vorgehe – was übrigens die 
Opposition immer wieder ge-
gen eine übereilte Umsetzung 
der Inklusion ins Feld führt –, 
dass in Baden-Württemberg 
das Bildungsrecht für alle 
Schülerinnen und Schüler be-
reits gesichert und damit die 
UN-Konvention erfüllt sei. Po-
sitiv merkt der BBW zugleich 
an, dass die Regierung im Rah-
men der Umsetzung von inklu-
siven Bildungsangeboten sich 
bei weitergehenden inklusiven 
Entwicklungen an den gegebe-
nen finanziellen Rahmenbe-
dingungen orientiert.

Der vom Kultusministerium 
vorgelegte Gesetzentwurf ba-
siert auf den Eckpunkten zur 
Änderung des Schulgesetzes 
unter dem Aspekt von inklusi-
ven Bildungsangeboten, die 
der Ministerrat am 29. Juli ver-
gangenen Jahres beschlossen 
hatte. Die Gesetzesänderung 
und weitere Vorschriften sol-
len bereits zum Schuljahr 
2015/2016 in Kraft sein.  

Die vorgesehenen Änderungen 
betreffen im Wesentlichen:

>> die Pflicht zum Besuch der 
Sonderschule für Schülerin-
nen und Schüler mit einem 
festgestellten Anspruch auf 
ein sonderpädagogisches Bil-
dungsangebot, die aufgeho-
ben werden soll;

>> die Stärkung des Wahlrechts 
der Eltern im Hinblick auf 
den schulischen Lernort;

>> Inklusion als pädagogische 
Aufgabe aller Schulen, Auf-
nahme des zieldifferenten 
Unterrichts an allgemeinen 
Schulen ins Schulgesetz;

>> die Stärkung der Steuerungs-
funktion der Schulverwal-
tung bei der Organisation in-
klusiver Bildungsangebote;

>> die Weiterentwicklung der 
Sonderschulen zu sonderpä-
dagogischen Bildungs- und 
Beratungszentren, die sich 
auch für Kinder ohne Behin-
derungen öffnen;

>> die Anpassung der Zuschüsse 
an die Privatschulen mit in-
klusiven Bildungsangeboten 
im Privatschulgesetz.

Es ist unumstritten, dass inklu-
sive Bildungsangebote Geld 
kosten. Deshalb weist der BBW 
in seiner Stellungnahme auch 
besorgt darauf hin, dass durch 
fehlende finanzielle Mittel eine 
qualitativ hochwertige Umset-
zung gefährdet sein könnte. 

Unterschiedlich bewertet der 
BBW die Umsetzung inklusiver 
Bildungsangebote im Bereich 
von Grund-, Haupt-, Werkreal-, 
Real-, Gemeinschafts- und Son-
derschulen sowie Gymnasien. 
Die breite Einführung der Inklu-
sion im Rahmen des zieldiffe-
renten Unterrichts an allge-
meinbildenden Schulen, insbe-
sondere für Gymnasien, lehnt 
er ab. Inklusion im Rahmen des 
zieldifferenten Unterrichts an 
allgemeinbildenden Schulen 
werde in unzulässiger Weise 
mit der Ratifikation der UN-Be-
hindertenrechtskonvention 
durch die Bundesrepublik 
Deutschland gerechtfertigt 

und als alternativlos darge-
stellt. Die Konvention fordere 
aber lediglich den Zugang zu 
Bildung und gesellschaftlicher 
Teilhabe: Dieser könne für Kin-
der mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf in der Sonder-
schule in vielen Fällen viel bes-
ser umgesetzt werden. Die 
Konvention mache auch keine 
Aussagen zu gegliederten allge-
meinbildenden Schulsystemen. 
Umso weniger lasse sich aus 
der Konvention der Anspruch 
auf den Besuch einer bestimm-
ten Schulart, zum Beispiel des 
Gymnasiums, innerhalb eines 
gegliederten Schulsystems ab-
lesen. Die UN-Konvention 
schreibe zudem die Einführung 
des zieldifferenten Unterrichts 
nicht explizit vor. Das eigentli-
che Ziel der UN-Konvention, 
nämlich die Bildungschancen 
und die gesellschaftliche Teil-
habe behinderter Kinder und 
Jugendlicher zu verbessern, lie-
ße sich nach Ansicht des BBW 
weitaus besser durch eine Wei-
terentwicklung des Sonder-
schulwesens und der Koopera-
tion zwischen Sonderschulen 
und allgemeinbildenden Schu-
len verwirklichen, als durch die 
flächendeckende Inklusion mit 
zieldifferentem Lernen an allge-
meinbildenden Schulen.

<< Modellrechnung 
für den Lehrerbedarf 

Bei der Planung des Ressour-
cenbedarfs wird nach Ein-
schätzung des BBW und seiner 
Lehrerverbände völlig außer 
Acht gelassen, dass der Klas-
senteiler für Inklusionsklassen, 
wenn die Inklusion auch nur ei-

nigermaßen Aussicht auf Er-
folg haben soll, massiv gesenkt 
werden muss. Durch die Frei-
gabe der Grundschulempfeh-
lung seien beispielsweise jetzt 
schon die Klassen am Gymna-
sium derart heterogen gewor-
den, dass die Lehrkräfte mit 
der Förderung der Schülerin-
nen und Schüler ohne Behin-
derung komplett ausgelastet, 
zuweilen sogar überfordert 
seien. Durch Verkleinerung der 
Inklusionsklassen auf maximal 
16 Schüler müssten Ressour-
cen für die erweiterten Anfor-
derungen bei der Einbeziehung 
der Inklusionskinder in den Un-
terricht geschaffen werden. 
Voraussetzung für die Inklusi-
on an Gymnasien wäre die vor-
herige Entwicklung von päda-
gogisch-didaktischen Konzep-
ten sowie die anschließende 
flächendeckende Fortbildung 
der Lehrkräfte der allgemein-
bildenden Schulen. Zudem 
müsste es Deputatsermäßi-
gungen in Höhe von mindes-
tens vier Wochenstunden für 
alle Lehrkräfte der allgemein-
bildenden Schulen geben, die 
Inklusionsschüler in der Klasse 
haben, damit diese Lehrkräfte 
die zeitlichen Ressourcen be-
kommen, sich fortzubilden, 
den Unterricht sachgerecht 
vor- und nachzubereiten und 
sich mit der durchgängig an-
wesenden sonderpädagogi-
schen Fachkraft abzusprechen. 
Aus den dargelegten Gründen 
widerspricht der BBW insbe-
sondere bezüglich der zieldiffe-
renten Inklusion am Gymnasi-
um der Aussage, es entspräche 
„grundsätzlich dem Wohl aller 
Kinder und Jugendlichen, dass 
sie gemeinsam lernen und auf-
wachsen.“

<	 Unterschiedliche Ansätze 
in unterschiedlichen 
Schularten

Als zielführend wertet der 
BBW die Einschränkung des 
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§Elternwahlrechts bei der Aus­
wahl der „richtigen“ Schule. In 
besonders gelagerten Fällen 
müssten Kinder und Lehrer ge­
schützt werden.

Der BBW bedauert hingegen, 
dass die Verortung der Sonder­
schullehrer zwar auf freiwilliger 
Basis geschehen soll, die ange­
kündigten zusätzlichen Inklusi­
onsstellen für Sonderpädago­
gen jedoch ausschließlich an 
Regelschulen ausgeschrieben 
werden sollen. 

Eine solche Entwicklung sei pro­
blematisch, besonders für Be­
rufsanfänger, die unbedingt die 
Ankoppelung an die Sonderpä­
dagogischen Bildungs- und Be­
ratungszentren (SBBZ) benötig­
ten. Weder nachvollziehbar 
noch vertretbar findet der BBW, 
dass die Besoldung der Sonder­
schulrektoren weiterhin im Un­
gleichgewicht bleibt. Sie orien­
tiere sich immer noch an der 
Zahl der Schüler, die in den 
SBBZ betreut werden, und nicht 
an der Zahl der Schüler, die ins­
gesamt vom SBBZ betreut wer­
den.

Eine Ungleichbehandlung stellt 
nach Ansicht des BBW auch die 
umgekehrte Inklusion dar, 
sprich die Aufnahme nicht be­
hinderter Schüler an Sonder­
schulen: Wenn in inklusiven 
Settings die Mittel mit dem 
Kind wanderten und dieses 
auch an der besuchten Schule 
statistisch gezählt werden soll, 
dann müsse Gleiches auch im 
umgekehrten Fall gelten. Die 
umgekehrte Inklusion sei zu­
dem mit mehreren Einschrän­
kungen verbunden: Kinder 
dürften nur aufgenommen 
werden, wenn Plätze frei sind, 
das heißt, erst wenn alle Kin­
der mit anerkanntem sonder­
pädagogischen Bildungsbe- 
darf einen Platz erhalten ha­
ben. 

Aufgrund so vieler Ungereimt­
heiten bleibt nach Einschät­
zung des BBW nur zu hoffen, 
dass die Schulverwaltung aus­
reichende Ressourcen zur Ver­
fügung gestellt bekommt, da­

mit sie im Prozess der Bil­
dungswegekonferenzen dem 
Kindeswohl dienende und dem 
Elternwunsch entsprechende 
Entscheidungen treffen kön­
nen.

<< Inklusion an Gymnasien

Die Inklusion von Schülerinnen 
und Schülern mit Behinderun­
gen am Gymnasium ist unter 
dem Blickwinkel des Kindes­
wohls nach Ansicht des Philo­
logenverbandes Baden-Würt­
temberg nur für diejenigen 
Schülerinnen und Schüler sinn­
voll, die dem gymnasialen Bil­
dungsanspruch gerecht wer­
den können. Gemeint sind hier 
Schüler mit körperlichen Be­
hinderungen oder leichten 
geistigen Behinderungen, bei­
spielsweise bestimmte Formen 
von Autismus, die durch geziel­
te Maßnahmen zum Nachteils­
ausgleich aufgefangen werden 
können, sodass auch diesen 
Schülerinnen und Schülern die 
allgemeine Hochschulreife ver­
mittelt werden kann. Der BBW 
befürwortet deshalb die Inklu­
sion im Rahmen des zielglei­
chen Lernens, die seit Jahr­
zehnten mit großem Engage­
ment der Lehrkräfte in vielen 
Einzelfällen dazu führt, dass 
Jugendliche trotz gewissem 
sonderpädagogischen Förder­
bedarf an Gymnasien erfolg­
reich das Abitur ablegen. Der 
BBW lehnt dagegen für das 
Gymnasium die Einführung 
von Inklusion im Rahmen des 
zieldifferenten Lernens aus 
einer Vielzahl von Sachgrün­
den ab:

>> 1. Der zieldifferente Unter­
richt kann von den gymnasi­
alen Lehrkräften nicht in ei­
ner Weise geleistet werden, 
dass die betroffenen Schüler 
besser gefördert würden, als 
dies an der Förderschule der 
Fall wäre. 

>> 2. Gymnasiale Lehrkräfte 
sind dafür ausgebildet, den 
gymnasialen Bildungsplan zu 
vermitteln, nicht den eigen­
ständigen Bildungsplan der 
Sonderschulen. Wenn die In­
klusion schon im nächsten 
Schuljahr beginnen sollte, 

wäre noch nicht einmal Zeit 
für Fortbildungen. 

>> 3. Es gibt in Baden-Württem­
berg eine ausdifferenzierte 
Sonderschullehrerbildung für 
die Lehrkräfte an Sonder­
schulen. Es ist nicht zu er­
warten, dass die inklusive 
Bildung an den für diese 
Zwecke schlechter ausge­
statteten allgemeinen Schu­
len dem Kindeswohl förder­
lich wäre.

>> 4. Solange in Sonderschulen 
de facto bessere Bildung ver­
mittelt werden kann als an 
für die Inklusion unzurei­
chend ausgestatteten allge­
meinbildenden Schulen, ent­
spricht der Besuch der För­
derschule eher dem Geist der 
UN-Behindertenrechtskon­
vention.

>> 5. Die Forschungslage zum 
Mehrwert inklusiven Unter­
richts ist keineswegs eindeu­
tig. Während zum Beispiel 
eine aktuelle Studie des IQB 
in Berlin Vorteile für Schüler 
mit Förderbedarf zu erken­
nen glaubt, war die Bilanz 
des Hamburger Schulver­
suchs mit inklusiven Grund­
schulklassen katastrophal. 

>> 6. Die Inklusion von Kindern 
mit Behinderungen am Gym­
nasium darf also keinen 
Wert an sich darstellen. Das 
Thema „Inklusion“ muss viel­
mehr immer in Hinsicht auf 
das Kindeswohl betrachtet 
werden. 

>> 7. Wenn ein behindertes Kind, 
welches die Bildungsziele der 
Bildungsgänge der allgemein­
bildenden Schularten von 
vornherein nicht erreichen 
kann, trotzdem an einer all­
gemeinbildenden Schule in­
klusiv beschult werden soll, 
dann sollte für dieses Kind je­
denfalls nicht diejenige Schul­
art gewählt werden, deren 
Bildungsziel von den Möglich­
keiten des Kindes am weites­
ten entfernt ist. 

>> 8. Zieldifferentes Lernen am 
Gymnasium ist auch deshalb 
grundsätzlich infrage zu stel­
len, weil es ein isoliertes Ne­
beneinanderherlernen be­
deutet, das nicht im Sinne 
des Kindeswohls sein kann.

>> 9. Eine erprobte und gute 
Möglichkeit, zieldifferente 
Inklusion am Gymnasium in 
sinnvoller Weise zu verwirk­
lichen, sind die in Baden-
Württemberg sehr erfolgrei­
chen Außenklassen der Son­
derschulen. Es handelt sich 
hierbei um reguläre Klassen 
von Sonderschulen, die an ei­
ner allgemeinbildenden 
Schule von Sonderpädago­
gen unterrichtet werden und 
mit Partnerklassen der ko­
operierenden allgemeinbil­
denden Schule in pädago­
gisch sinnvollen Bereichen 
zusammenarbeiten.

>> 10. Dieses erfolgreiche Mo­
dell der Außenklassen könn­
te unter Umständen noch 
ausgeweitet werden. 

Dem für den Gesetzentwurf 
federführenden Ministerium 
bescheinigt der BBW, dass es 
im Anhörungsentwurf viele 
fördernde, aber auch einige 
hemmende Faktoren gebe. Die 
hemmenden Faktoren sollten 
im Sinne aller Schüler und 
Lehrkräfte überarbeitet wer­
den, um sowohl den Schülern 
mit als auch den Schülern 
ohne sonderpädagogischen 
Bildungsbedarf gerecht wer­
den zu können. Auch die Lehr­
kräfte benötigen dringend för­
dernde Faktoren, um ihren 
Auftrag positiv, qualifiziert, 
weiterhin engagiert und ge­
sund ausführen zu können.

Gemeinsame Beschulung be­
hinderter und nicht behinder­
ter Kinder verlange von der Po­
litik auch, dass sie betroffenen 
Eltern dahingehend Beratung 
garantiere, was Sonder- und 
Förderschulen mit ihren spezi­
ell ausgebildeten Lehrkräften 
für diese Kinder leisten. Gera­
de behinderte Kinder brauch­
ten besonderen Schutz und 
Zuwendung. Soll Inklusion ge­
lingen, müsse Politik in der 
Konsequenz diesen Schutz- 
und Schonraum ohne Ein­
schränkung auch außerhalb 
dieser hochqualifizierten Ein­
richtungen gewährleisten. 
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l  Dienstrecht

Seminar 2015 B095 GB vom 
5. bis 8. Mai 2015 in 
Königswinter. 

Im Mittelpunkt dieses Seminars 
steht das Dienstrecht in 
Baden-Württemberg mit 
Beamten(-status)recht, Besol-
dungsrecht und Beamtenver-
sorgungsrecht. Ein weiteres 
Thema ist das Beihilferecht in 
Baden-Württemberg.

(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag: 
Für Mitglieder 183 Euro

n

l  Gesundheitsmanagement

Seminar 2015 B132 GB 
vom 26. bis 28. Juni 2015 in 
Königswinter.

Wie entsteht Stress? Was kann 
ich dagegen tun, im Beruf und 
im Alltag? In diesem Seminar 

können die Teilnehmer ihr 
„persönliches Gesundheitsma-
nagement“ erlernen. Im Mittel-
punkt stehen dabei die Fragen: 
Umgang mit und Bewältigung 
von Stress – Richtige Ernährung 
– Bewegung und Sport. Zudem 
üben Sie, sich zu entspannen, 
erfahren hautnah die Bedeu-
tung von Sport und Bewegung 
und lernen, warum Ernährung 
und Wohlbefinden viel mitein-
ander zu tun haben.

(Wochenendseminar)

(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 122 Euro

n

l  Konfliktmanagement – 
„Schwierige Gespräche 
führen“

Seminar 2015 B113 GB vom 
28. bis 30. Juni 2015 in 
Königswinter.

Seminarangebote im Jahr 2015
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie führt der BBW – Beamtenbund Tarifunion 
im Jahr 2015 folgende verbandsbezogene Bildungsveranstaltungen durch:

M
EV

BBW appelliert an die Landesregierung

Bewährungs- und Gerichtshilfe muss 
zurück in staatliche Verantwortung
Der BBW – Beamtenbund Tarifunion (BBW) fordert die Landesregierung 
auf, die Bewährungs- und Gerichtshilfe nach Ablauf des Vertrags mit der 
Neustart gGmbH Ende 2016 wieder komplett in staatliche Verantwortung 
zurückzuführen. Er stützt damit den Beschluss der SPD-Landtagsfraktion, 
die sich am 10. März 2015 für eine Überführung der Bewährungs- und 
Gerichtshilfe in eine Landes-GmbH ausgesprochen hatte. 

Eine private Beteiligung an ei-
ner solchen Gesellschaft, wie 
sie gegenwärtig im Regie-
rungslager der Bündnisgrünen 
noch diskutiert wird, lehnt der 
BBW mit aller Entschiedenheit 
ab.

Die kritische Haltung des BBW 
zur Privatisierung eines so sen-
siblen Bereichs wie die Bewäh-
rungs- und Gerichtshilfe ist 
nicht neu. Er war von Anfang 
an gegen eine solche Maßnah-
me. Entsprechend hatte er sich 
auch 2007 geäußert, bevor da-
mals die schwarz-gelbe Lan-
desregierung die Verantwor-
tung zur Betreuung und Wie-
dereingliederung von Straffälli-
gen in die Gesellschaft an den 

privaten Träger Neustart 
gGmbH übertrug.

Heute sieht sich der BBW in 
seiner kritischen Einschätzung 
bestätigt, nicht zuletzt durch 
das Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichts vom Dezember 
2014, das von „unauflösbaren 
Widersprüchen“ im Landesge-
setz zur Bewährungshilfe 
spricht. 

Kernpunkt ist die Feststellung, 
dass der private Träger gegen-
über verbeamteten Bewäh-
rungshelfern nicht weisungs-
befugt ist. Aufgrund dieser 
Entscheidung dürfen unter der 
Regie des privaten Trägers le-
diglich noch bis zum Auslaufen 

des Vertrags Ende 2016 Aufga-
ben der Bewährungshilfe von 
Angestellten der Neustart 
gGmbH und Beamten des Lan-
des, unterstützt von Ehren-
amtlichen, wahrgenommen 
werden. Denn dieses Kon
strukt hat das Bundesverwal-
tungsgericht im Hinblick auf 
die mangelnde Weisungsbe-
fugnis gegenüber Landesbe-
amten als unzulässig erklärt.

Zur Begründung seiner Forde-
rung nach Rückführung der 
Gerichts- und Bewährungshilfe 
verweist der BBW zudem auf 
seine Stellungnahme zum Eva-
luationsbericht des Justizmi-
nisteriums, in der er die Lan-
desregierung eindringlich auf-

gefordert hatte, die Bewäh-
rungs- und Gerichtshilfe nach 
Auslaufen des Vertrags mit der 
Neustart gGmbH in staatlicher 
Regie weiterzuführen. Es spre-
che nichts dafür, sich weiterhin 
in Abhängigkeit eines privaten 
Trägers zu begeben, eine Men-
ge jedoch dagegen, hatte man 
bereits vor Jahresfrist argu-
mentiert. In der Gesamtbe-
trachtung könne nämlich die 
Negativseite die ausgewiesene 
Kostenersparnis von rund drei 
Millionen Euro nicht aufwie-
gen, zumal das Zustandekom-
men dieser Kostenersparnis 
fragwürdig sei.

Großes Lob zollt der BBW Jus-
tizminister Stickelberger (SPD), 
der es sich seit seiner Amts-
übernahme zur Aufgabe ge-
macht habe, Privatisierungs-
maßnahmen im Bereich seines 
Hauses, die die Vorgängerre-
gierung auf den Weg gebracht 
hatte, kritisch zu untersuchen 
und – je nach Lage der Dinge – 
zurückzuführen.�
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Für Seminare mit politischem Inhalt wird bei der Bundeszentrale für politische Bildung die Anerkennung als förderungswürdig im Sinne der Vorschriften über 
Sonderurlaub für Beamte und Richter im Bundesdienst beantragt, sodass auch Sonderurlaub nach den landesrechtlichen Vorschriften gewährt werden kann.

Alle Seminare sind auch für Nichtmitglieder offen. Der Teilnehmerbeitrag beträgt bei Nichtmitgliedern das Doppelte des ausgewiesenen Betrages.

Anmeldungen können nur über die Landesgeschäftsstellen der Mitgliedsverbände des BBW entgegengenommen werden. Diese halten Anmeldeformulare be-
reit. Eine unmittelbare Anmeldung bei der dbb akademie ist nicht möglich. Anmeldeformulare sowie unser Seminarprogramm finden Sie auch im Internet unter 
www.bbw.dbb.de. Sofern dies bei einzelnen Veranstaltungen nicht ausdrücklich anders angegeben ist, gehören Verpflegung und Unterbringung zum Leistungs- 
umfang. Darüber hinaus verweisen wir auf die weiteren von der dbb akademie angebotenen Seminare, die Sie im Internet unter www.dbbakademie.de finden.

Der Umgang mit Kunden, Kolle-
gen, Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern, die sich beschweren 
oder verärgert sind, ist eine 
schwierige Sache. Ein besseres 
Miteinander gelingt, wenn die 
Kommunikation wertschätzend 
gestaltet wird. Häufig sind es 
nur Kleinigkeiten, die darüber 
entscheiden, wie das Ergebnis 
eines schwierigen Gespräches 
aussieht. Die bewusste Anwen-
dung von Deeskalationsmetho-
den bietet die Grundlage, um 
die Gesprächsatmosphäre so zu 
gestalten, dass der Verlauf ei-
nes schwierigen Gespräches für 
alle Beteiligten zufriedenstel-
lend ist. 

(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag: 
Für Mitglieder 122 Euro

n

l  Digitale Fotografie/ 
Bildbearbeitung

Seminar 2015 B133 GB 
vom 28. bis 30. Juni 2015 
in Königswinter. 

In diesem Seminar erlernen die 
Teilnehmer die digitale Bildbe-
arbeitung und das Erstellen von 
Fotobüchern. PC-Grundkennt-
nisse erforderlich.

(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbetrag: 
Für Mitglieder 122 Euro

n

l  Personalmanagement –  
Personal gewinnen, 
Personal halten – 
Anforderungen an das 
Personalmanagement

Seminar 2015 B143 GB 
vom 12. bis 14. Juli 2015 
in Königswinter.

In der diesjährigen Veranstal-
tung unserer Seminarserie zum 
Personalmanagement stehen 
die Themen: Der/Die richtige 
Mann/Frau am richtigen Platz – 
Personalauswahl – aber wie? 
Personal gewinnen und Per
sonal halten unter demografi-
schen und gesellschaftlichen 
Gesichtspunkten. Arbeitsrecht 
kompakt – Interessante Ent-
wicklungen im Tarif- und Ar-
beitsrecht inkl. Rechtsprechung 
(u. a. Hinweise auf Mindest-

lohn, Allg. Gleichbehandlungs-
gesetz, Teilzeit-Befristungs-
recht).

(15 Teilnehmerplätze) 
Teilnehmerbeitrag: 
Für Mitglieder 122 Euro

n

l  Moderne Gewerkschafts­
organisation, Mitglieder­
gewinnung und 
-betreuung

Seminar 2015 B176 GB vom 
20. bis 22. September 2015 in 
Königswinter.

Dieses Seminar richtet sich an 
ehrenamtliche Amtsinhaber, 
wobei die Optimierung der 
Gewerkschaftsarbeit im Vor-
dergrund steht.

(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag: 
Für Mitglieder 122 Euro

n

l  Gesundheitsmanagement: 
Gesund und fit bei der 
Büroarbeit

Seminar 2015 B198 GB 
vom 9. bis 11. Oktober 2015 in 
Königswinter.

In diesem Seminar wird speziell 
auf das „persönliche Gesund-
heitsmanagement“ bei der täg-
lichen Büroarbeit eingegangen. 
Es geht dabei um Stress und 
um wirksame Methoden, die-
sen zu vermeiden beziehungs-
weise zu bewältigen. Weiterhin 
wird auf die schützende und 
stressreduzierende Wirkung 
von Entspannung, Sport und 
Bewegung eingegangen und in 
der praktischen Anwendung 
geübt. 

(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag: 
Für Mitglieder 122 Euro

n

l  Informationstechnologien

Seminar 2015 B230 GB vom 
15. bis 17. November 2015 in 
Königswinter.

Dieses Seminar richtet sich an 
Pensionäre/Rentner (oder 
solche, die es bald werden), die 
noch keine oder nur geringe 
PC-Kenntnisse haben. Dabei 

sollen insbesondere die Mög-
lichkeiten des persönlichen 
Schriftverkehrs (MS Word) bis 
hin zur Erstellung von Serien-
briefen behandelt und geübt 
werden. Die praktische Anwen-
dung wird an Geräten trainiert. 
Jedem Teilnehmer steht für das 
Seminar ein eigener EDV-Platz 
zur Verfügung.

(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag: 
Für Mitglieder 122 Euro

n

l  Personalentwicklungs- 
gespräche zwischen Mitar­
beitern und Vorgesetzten

Seminar 2015 B138 GB 
vom 22. bis 24. November 2015 
in Königswinter.

Mitarbeitergespräche gehören 
in den meisten Dienststellen zu 
den eingeführten Instrumenten 
der Personalentwicklung. Für 
Vorgesetzte sind die Gespräche 
eine Last, weil sie sehr persön-
lich auf die Lage und die Pers-
pektiven der Mitarbeiter einge- 
hen sollen, für Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter stellen sie häu-
fig eine Belastung dar, weil sie 
nicht wissen, was sie erwartet. 
Das Seminar beleuchtet die 
Grundlagen der Personalent-
wicklungsgespräche. Vorgesetz-
te erhalten Sicherheit in der 
Anwendung und der Ablaufsteu-
erung, Mitarbeiter gewinnen ein 
sicheres Gefühl hinsichtlich ihrer 
persönlichen Stärken sowie dem 
Umgang mit kritischen Themen. 

(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag: 
Für Mitglieder 122 Euro

n

l  Tarifpolitik

Seminar 2015 B236 GB vom 
22. bis 24. November 2015 in 
Königswinter.

Dieses Seminar richtet sich vor 
allem an Kolleginnen und Kolle-
gen, die sich für Arbeitnehmer-
fragen (Tarifrecht) interessie-
ren.

(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag: 
Für Mitglieder 122 Euro

l  Persönlichkeits- 
management – 
Selbstmanagement

Seminar 2015 B197 GB vom 
6. bis 8. Dezember 2015 
in Königswinter.

Dieses Seminar richtet sich an 
Menschen, die in Verände-
rungsprozesse einbezogen sind 
oder den Bedarf an Verände-
rung spüren, aber noch nicht 
richtig sehen, wohin es gehen 
kann. Seminarinhalte sind: Ver-
änderungsbedarf wahrnehmen 
und beschreiben sowie Selbst-
sicherheit bei der Gestaltung 
anstehender Änderungspro- 
zesse gewinnen.

(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 122 Euro.

Über unser Seminarangebot 
hinaus bieten wir auch die 
Möglichkeit, über „Voucher“ 
Seminare der dbb akademie zu 
buchen. Mit diesen Gutschei-
nen besteht die Möglichkeit, 
vergünstigt an Seminaren des 
offenen Programms der dbb 
akademie teilzunehmen.

Interessenten informieren sich 
auf der Homepage der dbb aka-
demie (www.dbbakademie.de) 
bei den Seminaren im „offenen 
Programm“ (Kennbuchstabe „Q“ 
vor der Seminarnummer) und 
fragen dann beim BBW nach, ob 
für diese Veranstaltung Voucher 
zur Verfügung stehen. Unabhän-
gig von dem im Seminarpro-
gramm veröffentlichten Teilneh-
merbetrag verringert sich dieser 
durch die Inanspruchnahme des 
Voucher auf 112 Euro.

Mit diesem Angebot wollen 
wir unseren Mitgliedern die 
Möglichkeit einräumen, zu ver-
günstigten Teilnehmergebüh-
ren von dem vielseitigen Semi-
narangebot der dbb akademie 
Gebrauch zu machen.
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BBW – Beamtenbund Tarifunion



Gewerkschaft für den öffentlichen Dienst

Niemand kommt im
heutigen Berufsleben

ohne
Gewerkschaftsvertretung aus.
Allein auf sich gestellt
haben Sie

wenig Chancen,
Ihre Interessen durchzusetzen
und Ihre Rechte wahrzunehmen.

130.000
Mitglieder

solidarisch

kompetent

erfolgreich

ja auch ich möchte

Mitglied werden!

BBW – Beamtenbund Tarifunion
Postfach 10 06 13
70005 Stuttgart

Absender

Berufs-/Dienstbezeichnung

Ich bin beschäftigt bei

BBW – Beamtenbund Tarifunion
Am Hohengeren 12
70188 Stuttgart

Telefon 07 11/1 68 76-0
Telefax 07 11/1 68 76-76
E-Mail bbw@bbw.dbb.de
http://www.bbw.dbb.de
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